
 

 

 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 20. November 2018 

19. Wahlperiode  

Unterrichtung 19/93 
 
der Landesregierung  

 
 
 
 

Entwurf einer Landesverordnung über die elektronische Rechnungsstellung 
bei öffentlichen Aufträgen (E-Rechnungsverordnung - ERechVO) 

 
Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz.  
 
 
Federführend ist der Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und 
Digitalisierung. 
 
Zuständiger Ausschuss: Innen-und Rechtsausschuss  
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



 



Schleswig-Holstein
Der echte Norden

Schleswig-Holstein
Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur, 
und Digitalisierung

Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 
Natur und Digitalisierung | Postfach 71 51 | 24171 Kiel

Präsident des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages
Herrn Klaus Schlie, MdL 
Düsternbrooker Weg 70 
24105 Kiel

Der Minister

Ihr Zeichen: / 
Ihre Nachricht vom: / 

Mein Zeichen: / 
Meine Nachricht vom: /

November 2018

Entwurf einer Landesverordnung über die elektronische Rechnungssteiiung bei 
öffentlichen Aufträgen (E-Rechnungsverordnung -  ERechVO)

Sehr geehrter Herr Präsident,

den beiliegenden Entwurf einer Landesverordnung über die elektronische Rechnungsstel­
lung bei öffentlichen Aufträgen (E-Rechnungsverordnung -  ERechVO) übersende ich un­
ter Hinweis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver­
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Entwurf einer Landesverordnung über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentli­
chen Aufträgen (E-Rechnungsverordnung -  ERechVO)

Dienstgebäude: Mercatorstraße 3, 5. 7, 24106 Kiel | Adolf-Westphal-Str. 4, 24143 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-7239 | 
poststeiie@melund.landsh.de | De-Mail: poststelle@meiund.iandsh.de-mail.de | www.meiund.schieswiq-hoistein.de | E-Mail-Adressen: 
Kein Zugang für elektronisch verschlüsselte Dokumente. In der Mercatorstraße 3 steht eine Ladesäule für E-Fahrzeuge (22kw) zur 
Verfügung.

mailto:poststeiie@melund.landsh.de
mailto:poststelle@meiund.iandsh.de-mail.de
http://www.meiund.schieswiq-hoistein.de


 



Landesverordnung über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen 
Aufträgen 

(E-Rechnungsverordnung – ERechVO) 

 
Vom xx. xxxxx 2018 

 

Aufgrund des § 52g Absatz 2 Satz 4 des Landesverwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. April 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 231), 
verordnet die Landesregierung: 

 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt grundsätzlich für alle Rechnungen, mit denen eine Lie-
ferung oder eine sonstige Leistung abgerechnet wird und die nach Erfüllung 
von Aufträgen und öffentlichen Aufträgen sowie zu Konzessionen ausgestellt 
wurden, soweit diese Verordnung keine abweichenden Bestimmungen für ge-
heimhaltungsbedürftige Rechnungsdaten enthält. 

(2) Die Verpflichtung aus § 52g Absatz 2 LVwG gilt für Behörden, die keine Lan-
desbehörden sind, nur soweit der Wert des vergebenen Auftrags oder der 
Vertragswert vergebenen Konzession den gemäß § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen jeweils maßgeblichen Schwellenwert erreicht 
oder überschreitet. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Landrätinnen und Landräte, sofern sie als all-
gemeine untere Landesbehörde tätig werden. 

 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Eine Rechnung ist jedes Dokument, mit dem eine Lieferung oder eine sonsti-
ge Leistung abgerechnet wird, gleichgültig, wie dieses Dokument im Ge-
schäftsverkehr bezeichnet wird. 

(2) Eine elektronische Rechnung ist jedes Dokument im Sinne von Absatz 1, 
wenn es in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt 
und empfangen wird und das Format die automatische und elektronische Ver-
arbeitung des Dokuments ermöglicht. 

(3) Rechnungssteller sind alle Unternehmer im Sinne von § 14 Absatz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches, die eine Rechnung an Rechnungsempfänger im Sin-
ne von Absatz 4 ausstellen und übermitteln. 
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(4) Rechnungsempfänger sind alle Stellen, für die gemäß § 159 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen eine Vergabekammer des Landes 
Schleswig-Holstein zuständig ist. 

(5) Rechnungssender sind alle Unternehmer im Sinne von § 14 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, die eine elektronische Rechnung im Auftrag des 
Rechnungsstellers ausstellen und übermitteln. 

 

§ 3 
Anforderungen an das Rechnungsdatenmodell und an die Übermittlung 

(1) Für die Ausstellung von elektronischen Rechnungen sollen Rechnungssteller 
und Rechnungssender den Datenaustauschstandard XRechnung vom 
29. September 2017 (BAnz AT 10.10.2017 B1) in der jeweils aktuellen Fas-
sung verwenden. Es kann auch ein anderer Datenaustauschstandard verwen-
det werden, wenn er den Anforderungen der europäischen Norm für die elekt-
ronische Rechnungsstellung entspricht. 

(2) Rechnungsempfänger haben mindestens den Empfang elektronischer Rech-
nungen per De-Mail sicherzustellen. Sie können weitere Zugangswege für die 
Übermittlung von elektronischen Rechnungen einrichten. Sie dürfen festlegen, 
dass der Rechnungssteller oder Rechnungssender sich vor deren Nutzung mit 
einem Nutzerkonto im Sinne von § 2 Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes 
vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 3138) oder mittels einer einmaligen 
Abfrage der Identitätsdaten elektronisch identifiziert. Rechnungsstellern sind in 
geeigneter Weise die Zugangswege, die für den Empfang elektronischer 
Rechnungen bereitgestellt werden, und die Bedingungen für deren Nutzung 
mitzuteilen.  

(3) Elektronische Rechnungen sollen automationsunterstützt auf ihre formale 
Fehlerlosigkeit und eine für den gewählten Zugangsweg gültige Leitweg-
Identifikationsnummer geprüft werden. Wird dabei die ordnungsgemäße 
Übermittlung einer elektronischen Rechnung festgestellt, ist der Rechnungs-
steller oder der Rechnungssender automationsunterstützt davon zu benach-
richtigen. Eine formal fehlerhafte elektronische Rechnung soll automationsun-
terstützt abgelehnt werden. In diesem Fall ist der Rechnungssteller oder der 
Rechnungssender über die Ablehnung zu informieren.  

(4) Eine elektronische Rechnung, die weder per De-Mail noch auf einem der in 
Absatz 2 genannten weiteren Zugangswege übermittelt wurde, darf der Rech-
nungsempfänger ablehnen. Einer Information der Rechnungssteller oder der 
Rechnungssender über die Ablehnung bedarf es dabei nicht. 

(5) Die eröffneten elektronischen Zugänge zum Empfang elektronischer Rech-
nungen der Landesbehörden und die Bedingungen für deren Nutzung sind in 
der Anlage 1 aufgeführt.  
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§ 4 
Inhalt der elektronischen Rechnung 

(1)  Die elektronische Rechnung hat neben den umsatzsteuerrechtlichen Rech-
nungsbestandteilen mindestens folgende Angaben zu enthalten:  
1. eine Leitweg-Identifikationsnummer, 
2. die Bankverbindungsdaten, 
3. die Zahlungsbedingungen und 
4. die De-Mail-Adresse oder eine E-Mail-Adresse des Rechnungsstellers. 

(2) Die elektronische Rechnung hat zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 1 
folgende Angaben zu enthalten, wenn diese dem Rechnungssteller bereits bei 
Beauftragung übermittelt wurden:  
1. die Lieferantennummer, 
2. eine Bestellnummer. 

 
 

§ 5 
Schutz personenbezogener Daten 

Personenbezogene Daten, die durch elektronische Rechnungsstellung übermittelt 
und empfangen wurden, dürfen vom Rechnungsempfänger nur zur Erfüllung der 
Aufgaben nach dieser Rechtsverordnung und zur Erfüllung der haushaltsrechtli-
chen Vorgaben verarbeitet werden. 

 

§ 6 
Ausnahmen für verteidigungs- und sicherheitsspezifische Aufträge 

(1) Rechnungsdaten, die gemäß § 4 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 des Sicherheits-
überprüfungsgesetzes vom 20. April 1994 (BGBl. I S. 867), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732), oder gemäß 
§ 5 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 
10. Dezember 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), ber. 2004 S. 290, Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 16. März 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 96), geheimhaltungsbedürftig sind, sind vom Geltungsbe-
reich dieser Verordnung ausgenommen. Unberührt dessen können Vertrags-
parteien im Einzelfall eine elektronische Rechnungsstellung vereinbaren. 

(2) Rechnungsdaten, die nach § 4 Absatz 2 Nummer 4 des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes oder gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 4 des Landessicherheits-
überprüfungsgesetzes geheimhaltungsbedürftig sind, dürfen nicht per E-Mail 
übertragen werden. 
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§ 7 
Übergangsbestimmungen 

Abweichend von § 3 Absatz 1 haben Rechnungssteller und Rechnungssender für die 
Ausstellung von elektronischen Rechnungen bis zum 26. November 2019 den Da-
tenaustauschstandard ZUGFeRD zu verwenden. Die zu verwendende Version des 
Datenaustauschstandard ZUGFeRD ist der Anlage 2 zu entnehmen. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 mit Wirkung vom 27. No-
vember 2018 in Kraft. 

(2) Für Rechnungsempfänger, die keine obersten Landesbehörden sind, tritt die 
Verordnung am 18. April 2020 in Kraft. Satz 1 gilt entsprechend für Aufträge, 
die in Fällen der Organleihe für das Land vergeben werden. 

 

 

 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

Kiel, 

 

 

Daniel Günther     Jan Philipp Albrecht 

Ministerpräsident  Minister für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt, Natur und Digitalisie-
rung  
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Anlage 1 (zu § 3 Absatz 5) – Zugangsweg für elektronische Rechnung in den 
Landesbehörden 

De-Mail  

 

Anlage 2 (zu § 7) – Zu verwendende Version des Datenaustauschstandard 
ZUGFeRD 

ZUGFeRD ab der Version 2.0 


